Deutscher Bundestag 
2,Wahlperiode 
1953 



Der Bundesminister der Finanzen 
II A/1 -A 0213 - 35/54 


Bonn, den 26. April 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Übersicht über die zugestandenen über- und außerplan- 
mäßigen Haushaltsausgaben im 3. Vierteljahr des Rechnungs- 
jahres 1953 

Auf Grund des § 33 Absatz 1 RHO überreiche ich die Übersicht über 
die zugestandenen über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im Betrage von 10 000 DM und darüber für das 3. Vierteljahr des 
Rechnungsjahres 1953. 

Schaffer 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr, Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsansgaben im Betrage 
von 10 000 DM und darüber im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1953 

(1. Oktober bis 31. Dezember) 


: Betrag der über- 1 
Haushalts- planmäßigen ^ 

Kap. betrag i ") außer- 

Tit für 1953 ' planmäßigen 

Ausgaben 

DM DM 


Begründung 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


0201 I — *) 10 000 — 

hinter 1 : 

101 I 


0201 

850 

(neu) 


33 400 — 


13 000,— 
(Vorgriff) 


I 




Summe Epl. 02 23 000, — 


Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

Es war dringend notwendig, Beamte anderer 
Dienststellen zur Dienstleistung bei der Verwaltung 
des Deutschen Bundestages abordnen zu lassen. Da 
für diesen Zweck Haushaltsmittel nicht vorgesehen 
waren, mußte die Ausgabe außerplanmäßig ge- 
leistet werden. 

Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 

Der Dienstkraftwagen des Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages wurde bei einem Verkehrsun- 
fall so stark beschädigt, daß eine Reparatur des 
Kraftwagens im Hinblick auf seine bisherige Fahr- 
leistung (über 80 000 km) und der zu erwartenden 
Reparaturkosten (6 000, — DM) unwirtschaftlich ge- 
wesen wäre. Die sofortige Beschaffung eines neuen 
Kraftwagens war daher angesichts der dauernden 
Inanspruchnahme durch den Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages unabweisbar notwendig. Da sich 
dieser Mehraufwand bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans nicht voraussehen ließ, mußte er im 
Vorgriff auf die Haushaltsmittel des folgenden 
Rechnungsjahres überplanmäßig verausgabt werden. 


0 403 

217 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

20 000, — 15 000, — Presse- und Informationsamt der Bundesregierung; 

ümzugskostenvergütungen und Umzugskostenbei- 
I hilfen 

1 I 

i Bei Veranschlagung der Haushaltsmittel konnte der 
I Umfang der Wohnungszuweisungen an die Bedien- 
steten des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung im Rechnungsjahr 1953 noch nicht 
übersehen werden. Da im laufenden Rechnungsjahr 
mit über das erwartete Maß hinausgehenden 
Wohnungszuweisungen zu rechnen ist, reichen die 
für Umzugskostenvergütungen und Umzugskosten- 


2 





Kap. 

Tit. 

! 

Haushalts- 
betrag 
für 1953 

DM 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *} außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

DM 

Begründung 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

beihilfen veranschlagten Mittel nicht aus. Die Aus- 
1 ! gaben sind unabweisbar. 

^ Einsparung an anderer Stelle. 

0404 

" 217 1 

! 

65 000 — 

50 000,— 

! 

1 

i 

Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbei- 
hilfen 

Infolge Zuweisung einer größeren Zahl von Fami- 
lienwohnungen konnten mehr Bedienstete der 
Dienststelle umziehen, als bei Aufstellung des 
Haushalts 1953 vorauszusehen war. 

Der unabweisbaren Mehrausgabe steht eine Ein- 
sparung an Trennungsentschädigung gegenüber. 

0405 

200 500,— 

75 100,— 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 


206 Diensträumen 

’ Die Mehrausgaben beruhen auf unabweisbaren und 

unvorhergesehenen Kosten der Reinigung und Be- 
heizung des Dienstgebäudes der Außenabteilung 
in Koblenz. Bei Aufstellung des Haushalts 1953 
wurde davon ausgegangen, daß das für die Außen- 
abteilung angemietete und von ihr im Mai 1953 
i ' bezogene Dienstgebäude „Hotel Koblenzer Hof“ im 

ersten Jahr noch nicht voll belegt werden würde. 

1 Demzufolge wurden nur Mittel für eine teilweise 

und in eigener Regie durchzuführende Reinigung 
sowie beschränkte Mittel für eine nicht volle Be- 
heizung des Gebäudes veranschlagt. Erst später er- 
gab sich, daß die beabsichtigten Sparmaßnahmen 
aus dienstlichen und technischen Gründen nicht 
durchführbar waren. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Summe Epl. 04 140 100, — , 

Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

0501 94 000, — 18 300, — Bücherei 

Die Mehrausgabe beruht auf der dringend notwen- 
digen Beschaffung von Kartenmaterial für den neu 
errichteten „Geographischen Dienst“. Die sofortige 
Errichtung des „Geographischen Dienstes“, zu des- 
sen Aufgaben die Sammlung wichtiger politischer 
und politisch historischer Karten, Pläne, Skizzen 
usw. insbesondere über Grenzfestsetzungen und 
über den bevölkerungspolitischen, sprachlichen, wirt- 
schaftlichen und konfessionellen Status in den 
i früheren und derzeitigen deutschen Grenzgebieten 

sowie die Anfertigung dienstlich benötigter Karten 
und Skizzen mit den sich aus Verträgen und Kon- 
ferenzbeschlüssen ergebenden Veränderungen ge- 
hört, ist von erheblichem politischen Interesse. Es 
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I Betrag der über- . 

Haushalts- planmäßigen . 

Kap. I betrag und der *) außer- | 
Tit ' für 1953 planmäßigen 

i Ausgaben | 

i DM I DM I 


Begründung 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


0501 I 34 700,— 

”204 ! 


10 500,— 


^01 

217 


300 000,— 


250 000,— 


050 1 — ") 200 000,— 

hinter ' 

964 i 
2. Stelle ' 


handelt sich um einen unabweisbaren Mehrbedarf, 
der bei der Aufstellung des Haushaltsplans nicht 
vorherzusehen war. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 

Unterhaltung der Gebäude 

Die Straßendecke der Zufahrt zur Unterkunft des 
Protokolls auf dem bundeseigenen Grundstück Ko- 
blenzer Straße 139 ist, weil zu schwach, durch star- 
kes Befahren mit Kraftfahrzeugen so beschädigt 
worden, daß ein dauerhafter Ausbau dieser Zu- 
fahrtsstraße dringend erforderlich ist. Da hierfür 
Haushaltsmittel nicht zur Verfügung stehen, mußte 
die Verausgabung überplanmäßig erfolgen. Für die 
Maßnahme besteht ein unabweisbares Bedürfnis: 
sie war bei Aufstellung des Haushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1953 nicht vorauszusehen. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbei- 
hilfen 

Die Inlandsumzüge, die Rückversetzungen vom 
Ausland ins Inland sowie die Kosten für die Be- 
förderung von Heiratsgut vom Inland ins Ausland 
haben einen solchen Umfang angenommen, daß die 
veranschlagten Haushaltsmittel nicht ausreichen. 
Bei Aufstellung des Haushaltsplans war eine der- 
artige Entwicklung des Ausgabenbedarfs nicht vor- 
auszusehen, Die Ausgaben sind zwangsläufig. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 


Beitrag der Bundesregierung zum Fonds Weltkin- 
derhilfswerk UNICEF 

Die Bundesregierung hat in den Rechnungsjahren 
1950 und 1952 zum Fonds Weltkinderhilfswerk der 
Vereinten Nationen (UNICEF) freiwillige Beiträge 
von je 500 000, — DM geleistet. Die Leistung dieser 
Beiträge erfolgt im Hinblick auf die umfangreiche 
Hilfstätigkeit, die das Weltkinderhilfswerk 
UNICEF seit 1947 in Deutschland entfaltet hat. 

Die Zahlung eines weiteren Beitrages ist aus politi- 
schen Gründen unabweisbar. Da für diesen Zweck 
im Haushaltsplan 1953 keine Mittel vorgesehen 
sind, mußte die Ausgabe außerplanmäßig geleistet 
werden. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 
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0502 

399 


0502 

676 


150 000 — 


104 000,— 


150 000,— 


175 400,— 




Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben 
des auswärtigen Dienstes, die sich aus den Beson- 
derheiten dieses Dienstzweiges ergeben 

Die wachsende Bedeutung der Bundesrepublik auf 
außenpolitischem Gebiet wirkt sich in zahlreichen 
Besuchen ausländischer Staatsmänner, ferner auch 
in den notwendigen Reisen des Herrn Bundeskanz- 
lers zur Teilnahme an internationalen Konferen- 
zen in seiner Eigenschaft als Bundesminister des 
Auswärtigen aus. Ebenso haben auf vielen Gebieten 
die zwischenstaatlichen Verhandlungen zugenom- 
men. Diese Entwicklung war in diesem Umfang 
nicht vorauszusehen. Die sich daraus ergebende 
Mehrausgabe für repräsentative Zwecke stellt ein 
unabweisbares Bedürfnis dar, das im laufenden 
Rechnungsjahr befriedigt werden muß. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 


Beiträge oder Zuschüsse der Bundesrepublik 
Deutschland zu internationalen Einrichtungen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur außerhalb der 
UNESCO 

Nach dem am 30. Juni 1953 Unterzeichneten Ergän- 
zungsabkommen zur Verlängerung der Tätigkeit 
des Rates Europäischer Staatsvertreter für die Pla- 
nung eines Internationalen Laboratoriums und die 
Organisation anderer Formen der Europäischen Zu- 
sammenarbeit in der Kernphysikalischen Forschung 
hat sich die Bundesrepublik verpflichtet, außer dem 
im Abkommen vom 15. Februar 1952 festgesetzten 
Beitrag von 35 000 $ zur Fortsetzung der Tätigkeit 
des Rates bis zum 31. Januar 1954 einen weiteren 
Beitrag in Höhe von 180 500 sfrs zu zahlen. Das Er- 
gänzungsabkommen tritt am 2. November 1953 in 
Kraft und läuft entweder am 1. November 1954 ab 
— falls es bis dahin nicht durch ein neues Abkom- 
men verlängert ist — oder am Tage des Inkraft- 
tretens des endgültigen Abkommens über die Er- 
richtung einer Europäischen Organisation für kern- 
physikalische Forschung, das am 1. Juli 1953 unter 
Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet worden 
ist. Da für den genannten Zweck Haushaltsmittel 
nicht veranschlagt sind, die Ausgabe aber unab- 
weisbar ist, mußten die Mittel als Vorgriff auf die 
Haushaltsbewilligung des Rechnungsjahres 1954 
überplanmäßig bereitgestellt werden. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 


Summe Epl. 05 804 200, — 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
für 1953 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 

Ausgaben 

Begründung 


j DM 

DM 



Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


0601 35 000, — - 12 000, — Bücherei 

202 Mehrausgabe infolge Preissteigerungen bei Zeit- 

I Schriften, Gesetz- und Verordnungsblättern und bei 

I i Büchern und durch erhöhten Bedarf auf Grund 

^ I von erweiterten Aufgaben des Bundesministeriums 

I des Innern. Die Mehrausgabe war nicht vorherzu- 

sehen. Das Bedürfnis ist unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


50 000, ■ 50 000, ■ Zuschuß für das Kunsthistorische Institut in Flo- 

630 renz 

Erhöhung des Zuschusses für das Kunsthistorische 
I Institut in Florenz. Der endgültige Betrag konnte 

I erst nach der Rückgabe des Instituts am 1. Mai 1953 
! an die Bundesrepublik festgestellt werden. Die 

! Kosten waren wegen der jahrelangen Beschlag- 

i nähme des Instituts nicht vorherzusehen und sind 

' unabweisbar. 

j Der Betrag wird eingespart. 


^ I 15 000 — 10 000, — ■ Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbei- 

217 ! ’ hilfen 

Mehr infolge Zuweisung weiterer Wohnungen. Die 
‘ Mehrausgabe war nicht vorherzusehen, da mit 

I ! einer größeren Anzahl von Wohnungszuweisungen 

I i nicht gerechnet wurde. Das Bedürfnis ist unabweis- 

I bar. 

I Einsparung an anderer Stelle. 


0625 I 70 000, — I 230 000, — ■ Versicherungsbeiträge für ausscheidende Beamte 

1 1 1 ! ! 

^ Der im Haushaltsplan 1953 für Versicherungsbei- 

i träge veranschlagte Betrag war zu niedrig ge- 

I : schätzt. 

! ^ Der Mehrbedarf wird anderweitig eingespart. 


305 I 490 000, — 200 000, — Sanitätswesen, Krankheits- und Unfallfürsorge 

Auf Grund der erheblichen Erhöhung der Gebüh- 
ren für Ärzte und der Pflegesätze in den Kranken- 
häusern reicht der Haushaltsansatz nicht aus. Die 
überplanmäßige Haushaltsausgabe ist unabweis- 
bar und war nicht vorherzusehen. Einsparung an 
anderer Stelle. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
für 1953 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
' Ausgaben 

! 

Begründung 


i DM 

DM 



noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 
gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Fami- 
lienbesuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Mehrbedarf infolge einer höheren Zahl von Tren- 
nungsentschädigungsempfängern und infolge wei- 
terer Einstellung von Arbeitskräften. Die Mehraus- 
gabe konnte nicht vorausgesehen werden. Das Be- 
dürfnis ist unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Mehr infolge Anmietung von Diensträumen in 
Bonn, Viktoriastraße 24 — 26. Für die Anmietung 
bestand ein unabweisbares Bedürfnis. Die Mehraus- 
gabe konnte nicht vorausgesehen werden. Die An- 
mietung erfolgte ab 1. Juli 1953. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

26 000, — Unterhaltung der Gebäude 

Der bewaldete Berghang im Gelände der Rosen- 
burg, an dessen Fuße der Behelfsbau des Bundes- 
justizministeriums liegt, drohte bei plötzlichen 
starken Niederschlägen abzurutschen. Sofortige 
Gegenmaßnahmen (Drainage, Abfangen und Be- 
festigen der Böschung) zur Sicherung des Baus 
gegen Beschädigungen waren nach baufachlicher 
Prüfung erforderlich. 

Da die Notwendigkeit dieser Sicherungsmaßnahmen 
! bei Aufstellung des Haushaltsplans nicht vorauszu- 
i sehen war, ergibt sich ein unabweisbares Bedürfnis 
I zur Leistung der überplanmäßigen Ausgabe. Der 
Mehrausgabe stehen entsprechende Einsparungen 
I an anderer Stelle gegenüber. 

0705 I 105 000, — 27 000, — Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 

203 meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Der im Rechnungsjahr 1953 beim Deutschen Patent- 
I j amt weiterhin stark angewachsene Geschäftsanfall 

sowie die wesentliche Erhöhung des Personalbe- 
standes haben zu einer erheblichen Steigerung der 
1 Aufwendungen für Post-, Telegrafen- und Fern- 


^01__ 25 000,— 

204 
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Betrag der über- 



Haushalts- 

planmäßigen 


Kap. 

betrag 

und der *) außer- 

Begründung 

Tit. 

für 1953 

planmäßigen 

Ausgaben 

1 


DM 

DM 



noch Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

^ sprechgebühren geführt. Außerdem mußten die 

I Fernsprechanschlüsse wegen der starken Belastung 

vermehrt und Kontrollmitlaufwerke zur Verhin- 
! derung von nichtdienstlichen Ferngesprächen, die 

seit dem Ausbau des Selbstwählerverkehrs in Mün- 
chen unkontrollierbar möglich sind, eingebaut wer- 
I I den. 

I Eine derartige Steigerung des Geschäftsumfanges 

I konnte bei der Veranschlagung der Mittel nicht 

j vorausgesehen werden. Die Ausgaben sind aber 

I zur Sicherung eines ordnungsmäßigen Geschäfts- 

; betriebes unabweisbar. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 

0705 117 000, — 45 000, — | Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbei- 

217 ' I hilfen 

I Die Mehrausgabe beruht darauf, daß beim Deut- 

I sehen Patentamt eine große Anzahl für das vor- 

I hergehende Haushaltsjahr vorgesehener Umzüge 

I infolge verzögerter Fertigstellung von Neubau- 

I Wohnungen zusätzlich zu den im laufenden Rech- 

i nungsjahr anfallenden Umzügen durchgeführt wer- 

I den mußte. Ferner ist die Mehrausgabe auf die 

Erhöhung der Umzugskostenentschädigung gemäß 
i Verordnung über Änderung des Umzugskosten- 

I rechts vom 30. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 191) 

I zurückzuführen. Die Ausgaben waren zwangsläufig. 

I Im Rechnungsjahr 1952 ist wegen der geringeren 

I Anzahl von Umzügen als veranschlagt eine an- 

i nähernd gleichhohe Minderausgabe eingetreten, 

j Die Mehrausgabe wird eingespart. 

|Summe Epl. 07 98 000, — | 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

54 000, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Mehrausgabe infolge der Neuregelung des Zuschus- 
ses zur Gemeinschaftsverpflegung. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 


219 j 5 000, — 20 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

Mehr infolge verschiedener Prozesse mit sehr hohen 
Streitwerten in der Berufungs- und Revisions- 
I I instanz. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 


0801 60 000,— 
298 I 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

DM 

DM 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

DM 

Begründung 


noch Einzelplan 08 — 

Bundesminister der Finanzen — 

215 b 

150 000 — 

120 000 — 

Reisekostenvergütungen 

b) Auslandsreisen 

Mehr infolge weiterer Zunahme der Auslandsrei- 
sen im Zusammenhang mit dem Verteidigungsbei- 
trag und der Mitarbeit bei internationalen Organi- 
sationen. 

70 000, — DM werden eingespart. 

0805 

111 

10 000,— ! 

30 000 — 

Versicherungsbeiträge für ausscheidende Beamte 

Unvorhersehbare und unabweisbare Ausgaben aus 
Anlaß der Nachversicherung ausscheidender Be- 
amten. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 

0806 

108 

250 200,— 

110 000 — 

Beschäftigungsvergütung, Trennungsentschädigung, 
Fahrkostenersatz usw. 

Zwangsläufige Mehrausgaben für Trennungsent- 
schädigung. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 

219 

130 000,— 

70 000,— 

Gerichtskosten 

Erstattung der Aufwendungen, die dem Land Bay- 
durch die Führung des Rechtsstreits und den 
Abschluß eines Vergleichs mit der Chem. Fabrik 
Heyden AG. entstanden sind. Bayern führte den 
Prozeß als Verwalter von Bundesvermögen. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 

431 

382 500 — 

15 000,— 

Arbeiterversicherung und Arbeiterfürsorge 

Mehrkosten infolge vermehrten Holzeinschlages in 
Zusammenhang mit der Schaffung von Baum- 
schneisen auf Truppenübungsplätzen. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 

apl. 
hinter 
Tit. 954 


*) 100 000,— 

Heerener Grenzgrahen 

Instandsetzung des Grenzgrabens zur Beseitigung 

1 bedrohlicher Mißstände in hygienischer Hinsicht. 
Die Mehrausgabe wird eingespart. 

apl. 
hinter 
Tit. 954 

i — 

*) 99 000,— 

1 Hansa-Mühle in Bremen 

' Instandsetzung der Kesselanlage auf Grund eines 
Gutachtens des Dampfkesselüberwachungsvereins. 


Eine Aufschiebung der Reparatur hätte zur Still- 
legung der Mühle geführt. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 
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Kap, 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
für 1953 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

Begründung 


DM 

DM 



noch Einzelplan 08 — 

Bundesminister der Finanzen — 

apl. 
hinter 
Tit. 954 


*) 151 850,— 

Spundwand Wilhelmshaven 

Instandsetzung der Spundwand nach einem Explo- 
sionsunglück in Wilhelmshaven. Die außerplan- 
mäßige Ausgabe ist durch eine Einnahme in ent- 
sprechender Höhe gedeckt. 

0808 

9 600,— 

15 000,— 

Reisekostenvergütungen 

215 b 



b) Auslandsreisen 




Mehr infolge Zunahme der Auslandsdienstreisen, 
die durch Ausweitung der diplomatischen Beziehun- 
gen der Bundesrepublik und der damit verbunde- 
nen Bauaufgaben in größerem Umfange als bisher 
erforderlich werden. 

- 



Die Mehrausgabe wird eingespart. 

0809 



*) 19 100,— 

Beschaffung einer Fernsprechanlage 

hinter 
Tit. 880 



Beschaffung einer Fernsprechanlage für das Amt 
für Wertpapierbereinigung infolge Umzugs in neue 
Diensträume. 




Die Mehrausgabe wird eingespart. 


Summe Epl. 08 803 950,- — 

i 


Einzelplan 09 — Bundesministerium für Wirtschaft — 

0901 

115 000,— 

11 200,— 

Anteil der Bundesrepublik zu den Kosten der 

304 

, 


Deutsch-Schweizerischen Vertrauensstelle für Gold- 
hypotheken in Zürich 

1 

1 

1 

1 

. 


Der in den Erläuterungen des Haushaltsplans mit 
20 000, — DM vorgesehene deutsche Anteil an den lfd. 
Kosten des Sekretariats hat sich unvorhergesehen 
durch erhöhte Personalausgaben infolge der gestie- 
genen Lebenshaltungskosten und der dem Sekre- 
tariat auf Grund des Londoner Schuldenabkom- 
mens übertragenen zusätzlichen Aufgaben vergrö- 
ßert. Nach der gern. Art. 28 Abs. 3 des deutsch- 
schweizerischen Staatsvertrages erlassenen Ge- 
schäftsordnung haben die beiden Regierungen die 
Kosten je zur Hälfte zu tragen. 




Die Mehrausgabe wird eingespart. 

201b 

i 

20 500,— 

17 500,— 

Ersatz der Geräte und Ausstattungsgegenstände in 
den Diensträumen 




Durch den unvorhergesehenen Ausfall der Rota- 
printmaschine war die Ausgabe unabweisbar not- 
wendig. Die Reparaturkosten für eine Grundüber- 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 
für 1953 

1 

Betrag der über- 
planmäßigen 
und der *) außer- 
planmäßigen 
Ausgaben 

Begründung 


DM 

DM 



noch Einzelplan 09 — Bundesministerium für Wirtschaft — 


apl. 
hinter 
Tit. 951 


*) 200 000 — 


holung der verbrauchten Maschine wurden mit 
8 000, — DM veranschlagt. Trotz der Grundüber- 
holung würde die veraltete und stark abgenutzte 
Maschine nur noch eine kurze Lebensdauer haben. 
Durch den Ausfall der Maschine entstanden Druck- 
kosten von monatlich 4 200, — DM. Aus Gründen 
der Wirtschaftlichkeit konnte die Ersatzbeschaffung 
nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückge- 
stellt werden. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. ^ 

Stammkapital für die Bürgschaftsgesellschaft für 
Filmkredite mbH,, Frankfurt (Main) 

Die Bürgschaftsgesellschaft ist mit Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen mit einem Stamm- 
kapital von 200 000, — DM, das der Bund zur Ver- 
fügung stellt, gegründet worden. Die Deutsche Re- 
visions- und Treuhand-Aktiengesellschaft und 
deren Tochtergesellschaft, die Garantieabwick- 
lungsgesellschaft mbH., sind Gründer der Gesell- 
schaft und Treuhänder des Bundes für das Gesell- 
schaftskapital. Bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1953 war der Mittelbedarf noch nicht zu 
übersehen. 


0902 I 1 309 000,— 
602 


200 000 ,— 


I 


Beiträge zu den Kosten der deutschen Beteiligung 
an ausländischen Messen 

Die Ausgaben waren für die vorbereitenden Arbei- 
ten zur Durchführung der Deutschen Industrieaus- 
stellung in Mexico, deren Beginn auf den 23. März 
1954 vorverlegt wurde, unabweisbar notwendig. 
Die Gesamtkosten der Industrieausstellung sind im 
Rechnungsjahr 1954 mit 500 000, — DM veran- 
schlagt. Der für das Rechnungsjahr 1954 überplan- 
mäßig bereitgestellte Betrag wurde vom Haushalts- 
ansatz für Rechnungsjahr 1954 abgesetzt. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 


0903 
apl. 
hinter 
Tit. 871 


*) 186 700,— 


|Summe Epl. 09 615 400, — 


Anschaffung einer verwaltungseigenen Fernsprech- 
anlage 

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit war es unab- 
weisbar, daß die Ausgaben für die verwaltungs- 
eigene Fernsprechanlage im Rechnungsjahr 1953 
als Vorgriff geleistet wurden. Hierdurch konnten 
die Leistungen bei den im Rohbau befindlichen Ge- 
bäuden im Zuge der Fertigstellung gleich mit ein- 
gebaut und zusätzliche Kosten eingespart werden. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 
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Begründung 


Einzelplan 10 — Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten — 


1001 
hinter 
Tit. 950 


120 000, — Rückerwerb der Fischereifahrzeuge, die nach der 
Kapitulation von Großbritannien in Anspruch ge- 
nommen wurden 

Der Kaufpreis beträgt für 48 Kutter 1,2 Millionen 
! DM. Davon sind It. Kaufvertrag 120 000, — > DM als 
Anzahlung sofort bei Abschluß des Vertrages, spä- 
testens aber bis 15. Oktober 1953, fällig. Die Aus- 
gabe war nicht vorhersehbar, weil mit einer Kün- 
digung des bisher mit Großbritannien laufenden 
Chartervertrages nicht zu rechnen war. Sie ist auch 
unvermeidbar, um sicherzustellen, daß den Fischern 
die bisher durch den Unterchartervertrag benutz- 
ten Schiffe nicht verlorengehen. Der Betrag ist dem 
Bund im Haushaltsjahr 1954 von den beteiligten 
Ländern zu erstatten. 


hinter 
Til. 950 


298 45 000,— 


50 000, — Wertersatz an die britische Regierung für einen 

gecharterten und durch Strandung in Verlust ge- 
ratenen Kriegsfischkutter 

‘Die Forderung der britischen Regierung gründet 
sich auf den mit der Bundesrepublik abgeschlos- 
senen Chartervertrag, nach dem die Bundesrepu- 
blik zur Schadensersatzleistung bei Totalverlust 
verpflichtet ist. Das bestehende Versicherungsver- 
hältnis des deutschen Benutzers des gestrandeten 
! Kriegsfischkutters ist noch nidit geklärt. Nach Klä- 

rung wird die Versicherungssumme ggfs, außer- 
! planmäßig vereinnahmt. 

i Die Mehrausgabe wird eingespart. 

i 

36 500, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Unvermeidbare und unvorhergesehene Erhöhung 

des Bedarfs infolge Neuregelung der Verpflegungs- 
i Zuschüsse. 


1003 

219 


50 000, — 25 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

Die Mehrkosten waren durch die Prozeßführung in 
Angelegenheiten des Importausgleichs und der Ge- 
I bühren unabweisbar. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 


ISumme Epl. 10 231 500, — 


I 
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Einzelplan 11 — Bundesministerium für Arbeit — 


1101 i 38 000, — I 22 000, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

298 ' ' Die Mehrausgabe ist durch die Neuregelung der 

■ Gewährung des Zuschusses zur Gemeinschaftsver- 

! pflegung entstanden; sie war unabweisbar und bei 

I i i der Aufstellung des Haushalts 1953 nicht vorherzu- 

j i j sehen. 

I Summe für sich J 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

1201 135 000, — 25 000, — Geschäftsbedürfnisse 

200 Mehrkosten infolge hoher Ausgaben für den Druck 

zahlreicher Gesetzesvorlagen in der Hausdruckerei, 
umfangreicherer Druckarbeiten außer dem Hause 
als vorauszusehen war, sowie von Übersetzungs- 
arbeiten, die wegen besonderer technischer Kennt- 
rüsse oder sprachlicher Anforderungen im eigenen 
Übersetzungsbüro nicht erledigt werden können. 
Es ist eine überplanmäßige Haushaltsausgabe von 
25 000, — DM erforderlich. Die Ausgabe ist zwangs- 
läufig und unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

201 b 92 200, — 30 000, — Unterhaltung und Ersatz der Geräte und Ausstat- 

tungsgegenstände in den Diensträumen 

b) Ersatz 

Infolge unerwarteter Kündigung seitens des Kan- 
: tinenpächters in der Kaufmannstraße 58 ist die Neu- 

einrichtung dieser Kantine, die verwaltungsseitig 
übernommen werden muß, erforderlich. Außerdem 
sind durch die Neueinrichtung der Dienstgebäude 
Martinstraße 20 und 22 für unentbehrliche Aus- 
stattungsgegenstände höhere als voraussehbare 

Ausgaben entstanden. Diese Umstände konnten bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1953 noch nicht 
berücksichtigt werden. Trotz größter Einschrän- 

kung auf das notwendige Maß tritt ein unabweis- 
barer Mehrbedarf von 30 000, — DM ein. 

! Einsparung an anderer Stelle. 

298 70 000, — 27 500, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Zwangsläufiger Mehrbedarf auf Grund der Ände- 
rung der Richtlinien für Kantinen bei den obersten 
Bundesbehörden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

1202 40 000, — , 12 000, — Beitrag an die Zentralkommission für die Rhein- 

ßlO Schiffahrt 

j I ; Der an die Zentralkommission für die Rheinschiff- 

1 I j fahrt zu entrichtende Beitrag ist von 3 Millionen 
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i DM 



noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


i ffrs auf 4 Millionen ffrs erhöht worden. Dadurch 

I entsteht einschließlich der Nebenkosten ein Mehr- 
I ' bedarf von 12 000, — DM. Bei Aufstellung des Haus- 

j I haltsplans 1953 war die Erhöhung des Beitrages 

noch nicht bekannt. 

I Der Betrag wird eingespart. 

I 

952 18 000 000, — 8 525 000, — | Betriebsbeihilfe für die See-, Küsten- und Binnen- 

(Vorgriff) i schiffahrt zur Verbilligung von Dieselkraftstoff 

! Die auf gesetzlicher Grundlage beruhende Betriebs- 

! beihilfe beträgt zur Zeit 22, — DM für 100 kg Die- 

j selkraftstoff. Sowohl bei der Veranschlagung der 

I I Haushaltsmittel für das Rechnungsjahr 1952 als 

I i auch für das Rechnungsjahr 1953 wurde ein Treib- 

i I st off verbrauch in der See-, Küsten- und Binnen- 

I I schiffahrt von 82 000 t zugrunde gelegt. 

I I 82 000 t je t 220, — DM gleich Haushaltsansatz 

j ! 18 Mio DM. Im Rechnungsjahr 1952 wurden jedoch 

I rd. 98 000 t verbraucht, so daß ein Haushaltsvor- 

I 1 griff in Höhe von 3 524 953,35 DM erforderlich ge- 

, I worden ist. Bis Ende September 1953 lag bereits 

I I wieder ein Verbrauch von 52 650 t vor (Zuschuß 

I j 11 583 000 DM), so daß bis zum Schluß des Rech- 

I I nungsjahres 1953 mit einem Verbrauch von insge- 

I j samt 105 000 t gerechnet werden muß. 

1 Mit dem Erlaß einer Verordnung über die abgabe- 

! freie Verwendung von Mineralöl und Schmiermit- 

I j teln in der Binnenschiffahrt gemäß Art. 3 des Ge- 

j setzes vom 9. September 1953 (Bundesgesetzbl. II 

I S. 531) fällt die Auszahlung der Betriebsbeihilfe 

* 1 auf dem Rhein und seinen Nebenflüssen fort. Die 

Betriebsbeihilfe wird dann nur noch für die be- 
j zugsberechtigten Schiffe auf den übrigen Wasser- 
straßen des Bundesgebiets und für die Fähren auf 
I dem Rhein, soweit sie nicht aus Zollvormerklagern 
bunkern können, gezahlt. Sie soll dann durch eine 
Verordnung über die Neuordnung der Betriebsbei- 
hilfe für die Schiffahrt außerhalb des Rheins 
20,40 DM/100 kg Dieselkraftstoff Eigengewicht be- 
tragen. 

Danach beträgt der Bedarf an Mitteln für die Be- 
1 ! triebsbeihilfe; 

j I bis Ende Dezember 1953 

- 95 000 t X 220 DM/t = rd. 21 000 000,— DM 
Januar/März 1954 

i = 10 000 t X 204 DM/t = rd. 2 000 000,— DM 

I ! 23 000 000,— DM 

j Verfügungsbetrag für 1953 14 475 046,65 DM 

i I Mehrbedarf für 1953 8 524 953,35 DM 

i Aufgerundet 8 525 000, — DM 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


1204 j — *=) 1500 000 — 

hinter 
Tit 953 


1212 1 567 600- 

104 I 


41 800 — 


Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß von 
den Schiffen in erhöhtem Maße im Inland getankt 
worden ist. Der Mehrausgabe stehen entsprechende 
Mehreinnahmen des Bundes an Mineralölzoll und 
Mineralölsteuer gegenüber. 


Durchführung von Notmaßnahmen (Baggerungen) 
im Mündungsgebiet der Ems 

Die Stromrinne im Ostfriesischen Gatje (Mündungs- 
gebiet der Ems), die die Großschiffahrt von See 
nach Emden seit Jahrzehnten als Fahrwasser be- 
nutzt und die auch der Zufahrt zu dem holländi- 
schen Hafen Delfzijl dient, hat sich seit Beginn des 
Jahres 1953 — vermutlich durch die besonderen 
meteorologischen Verhältnisse im Februar 1953, die 
auch in Holland zu katastrophalen Ereignissen ge- 
führt haben — in ungewöhnlichem Maße verengt 
und verflacht. Zur Vermeidung einer dringenden 
Gefahr für die Seeschiffahrt in diesem Gebiet war 
es daher notwendig, als Notmaßnahme noch im 
Laufe des Sommers 1953 umfangreiche außerge- 
wöhnliche Baggerungen durchzuführen, die außer- 
planmäßige Mittel in Höhe von 1,5 Millionen DM 
erforderten. Die Maßnahme war bei der Aufstel- 
lung des Haushalts für 1953 nicht vorherzusehen. 
Sie ist bei der gegebenen Sachlage unabweisbar. 

In dieser Höhe wird von der sonst notwendig ge- 
wordenen Freigabe der letzten 10 v, H, bei 
Kap. 12 02 Tit. 301 • — Unterhaltung und Betrieb 
der Seewasserstraßen — abgesehen. 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte, Vergü- 
tungen der Angestellten beim Kraftfahrt-Bundes- 
amt 

Mehr für die Bestandserhebung der Kraftfahr- 
zeuge nach dem Stande vom 1. Juli 1953. Die Aus- 
gabe war nicht vorherzusehen, da die Ausdehnung 
der Statistik auf Gewerbe oder Beruf des Fahr- 
zeughalters sowie Hersteller und Typ der Fahr- 
zeuge erst im Laufe des Rechnungsjahres von der 
Kraftverkehrswirtschaft, die durch ihre Gebühren 
das Kraftfahrt-Bundesamt mitfinanziert, gefordert 
wurde. Die Arbeiten können nicht zurückgestellt 
werden, weil nur mit einer rechtzeitig fertiggestell- 
ten Statistik der dringende Zweck der Statistik er- 
reicht wird. 
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noch Einzelplan 12 - 

- Bundesminister für Verkehr — 

201 

i 

342 200,— 

! 

10 400,— 

Unterhaltung und Ersatz der Geräte und Ausstat- 
tungsgegenstände in den Diensträumen 

a) Unterhaltung beim Kraftfahrt-Bundesamt 

Mehr an Hollerithmaschinenmieten wegen vorüber- 
gehenden Einsatzes von Maschinen in einer zwei- 
ten Schicht zur Fertigstellung der Bestandserhe- 
bung der Kraftfahrzeuge nach dem Stande vom 
1. Juli 1953 (s. oben). 


(Summe Epl. 12 

I 10 171 700,— 




Einzelplan 20 

— Bundesrechnungshof — 

2001 

215 

320 000,— ( 

100 000,— 

Reisekostenvergütungen für Inlandreisen 

Die Mittel sind zur Aufrechterhaltung der Prü- 
fungstätigkeit bis zum 31. März 1954 dringend er- 
forderlich. 

298 

18 000,— 

! 

12 000,— 

Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Die Mittel sind zur Zahlung des Zuschusses für die 
Gemeinschaftsverpflegung dringend notwendig. Die 
vermehrte Teilnahme an der Gemeinschaftsver- 
pflegung und die Neuregelung der Zuschußgewäh- 
rung konnte nicht vorhergesehen werden. 


Summe Epl. 20 112 000, — 



Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 

2501 

108 

50 500,— 

27 500,— 

Trennungsentschädigung usw. 

Mehrausgabe für Trennungsentschädigung infolge 
geringerer Zuweisung von Wohnungen, als bei Auf- 
stellung des Haushalts angenommen wurde. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 

850 

20 600 — 

11 600,— 
(Vorgriff) 

1 

Anschaffung von Personenkraftwagen 

Unabweisbare Beschaffung eines Personenkraft- 
wagens als Ersatz für den Minister-Dienstwagen, 
der ersatzbedürftig wurde. 


Summe Epl. 25 39 100, — 
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Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene — 

2601 40 000, — 10 000, — Unterstützung von Angehörigen zum Besuch von 

3 Q 7 Kriegsgefangenen sowie Straf- und Untersuchungs- 

gefangenen in ausländischem Gewahrsam 

Die bewilligten Mittel reichten nicht aus, um den 
sich unerwartet häufenden Anträgen gerecht zu 
werden. Reisebeihilfen werden nur bei nachgewie- 
sener Bedürftigkeit gewährt. Eine Ablehnung sol- 
cher Anträge mangels Haushaltsmitteln würde zu 
unbilligen Härten führen. 

Die überplanmäßige Ausgabe war daher unabweis- 
bar. 

Summe für sich 

Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

104 000, — Geschäftsbedürfnisse 

Zur Einsparung von Personal bei der Durchführung 
der umfangreichen buchhalterischen Arbeiten im 
Zusammenhang mit der Aufnahme des Auslands- 
Anleihedienstes ist nach vorangegangenen Verhand- 
lungen mit dem Rechnungshof in seiner Eigenschaft 
als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit im 
Rechnungsjahr 1953 eine Lochkartenmaschinen- 
anlage in Betrieb genommen worden. Ein kleiner 
Teil der Lochkartenmaschinen ist käuflich erworben 
worden, während der größte Teil, der lediglich für 
die Dauer der Konversion der Anleihen benötigt 
wird, angemietet worden ist. Für den Betrieb 
dieser Maschinenanlage und den Ankauf der er- 
forderlichen Lochkarten sind im Rechnungsjahr 
1953 (62000 + 51 500 -) 113 500,— DM veranschlagt. 
Diese Maschinenanlage muß durch Anmietung 
weiterer Maschinen erweitert werden, weil sie nun- 
mehr auch für die Vorbereitungen zur Konversion 
der Inlandsanleihen des Reichs eingesetzt werden 
muß. Im Rechnungsjahr 1953 werden sich die Mehr- 
kosten auf 104 000 DM belaufen. Sie sind im Inter- 
esse der Einsparung von Personalkosten unabweis- 
bar. Bei Aufstellung des Haushaltsplans für 1953 
konnte die Konversion der Inlandsanleihen des 
Reichs und damit die Notwendigkeit zur Erweite- 
rung der Maschinenanlage nicht vorausgesehen 
werden. 

I Die Mehrausgabe wird eingespart. 


3202 135 000,— 

200 
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noch Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


203 35 000, — 12 000, — Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 

I meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

* ' Der gesteigerte Umfang des Geschäftsverkehrs ins- 

I besondere mit dem Ausland, der sich aus der Durch- 

I t führung des Londoner Schuldenabkommens ergibt, 

wirkt sich in einer Erhöhung der Ausgaben für 
j Porto- und Fernmeldegebühren aus. Der Mehr- 
I bedarf von 12 000, — DM über den Haushaltsansatz 
I j 1953 hinaus ist unabweisbar und konnte bei Auf- 

I I 1 Stellung des Haushalts nicht vorhergesehen werden. 

I Die Mehrausgabe wird eingespart. 

206 35 000, — 31 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Das Dienstgebäude der Bundesschuldenverwaltung 
ist in den Wintermonaten 1952/53 gebaut worden; 
auch der Bau des Tresors fiel in die Wintermonate. 
Dadurch sind die besonders starken Mauern des 
Tresors noch nicht genügend ausgetrocknet. Es ist 
erforderlich, die in den Tresor eingebaute Klima- 
anlage dauernd in Betrieb zu halten, bis die Mauern 
völlig ausgetrocknet sind. Andernfalls würde der 
Feuchtigkeitsgehalt der Luft so groß sein, daß die 
in dem Tresor lagernden Wertpapiere und das 
Wertzeichenpapier Schaden erleiden. Die Klima- 
anlage beansprucht einen ungewöhnlich hohen 
Stromverbrauch, der im voraus nicht zu übersehen 
war. Zudem sind die Kosten für die Beheizung des 
Dienstgebäudes in dem ersten Winter nach der Er- 
bauung besonders hoch. Die Überschreitung des 
I Haushaltsansatzes um 31 000, — DM ist deshalb un- 

i abweisbar. 

! Die Mehrausgabe wird eingespart, 

Summe Epl. 32 147 000, — | 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

*) 115 000, — Darlehen an die Druck- und Verlagshaus GmbH., 
Frankfurt (Main) 

Die außerplanmäßige Ausgabe ist zwecks Beschaf- 
fung einer Unterkunft für die versorgungsärztliche 
Untersuchungsstelle Hessen-Süd erforderlich ge- 
worden. Die unabweisbare Maßnahme konnte bei 
Aufstellung des Haushalts nicht vorhergesehen 
werden. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 

Summe für sich i 


400 9 i 

hinter 
Tit. 307 
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Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


6002 |200 000 000, — 60 000 000, — Wiedergutmachung an Israel 

310 (Vorgriff) nach Art. 3 des zwischen der Bundes- 

; republik Deutschland und dem Staate Israel abge- 
schlossenen Abkommens vom 10. September 1952 
' (Bundesgesetzbl. 1953 II S. 35) für das Rechnungs- 
I jahr 1952 außerplanmäßig bereitgestellten Betrag 

I von 200 000 000, — DM konnten bis zum Schluß des 
Rechnungsjahres 1952 nur 80 004 640, — DM ver- 
braucht werden. Der Restbetrag verfiel. Der Staat 
I j I Israel hat in Höhe dieses Restbetrages aber einen 

I ! Rechtsanspruch. Von dem Restbetrag 'werden zu- 

; , nächst 60 000 000, — DM überplanmäßig geleistet 

' als Vorgriff auf die im Rechnungsjahr 1954 für die 

Lieferung von Waren an Israel bereitgestellten 
Haushaltsmittel. 


hinter 
Tit. 399 


hinter 
Tit. 600 


hinter 
Tit. 680 


^) 3 500 000, — Zuweisung an das Sondervermögen „Deutsche Bun- 

I deshahn“ 

i Nach Mitteilung des Bundesministeriums für Ver- 
kehr kann die Deutsche Bundesbahn die mit Erlaß 
! ! des Bundesministeriums der Finanzen vom 14. De- 

zember 1953 — IB - BA - 1601 - 356/53 — angeord- 
nete Zahlung der Weihnachtszuwendung 1953 nicht 
aus eigenen Mitteln bestreiten. Daher mußte der 
■ Bund in Vorlage treten. Die Abwicklung dieses Be- 

I träges soll späterer Regelung Vorbehalten bleiben. 

I 

*')2500000, — Beiträge an die Zonengrenzländer für die Gewäh- 

rung einer Frachthilfe zum Ausgleich der infolge 
I der Zonentrennung eingetretenen Frachtmehr- 
I helastung 

1 Die wirtschaftliche Entwicklung der Zonenrand- 
gebiete ist im erheblichen Maße hinter der des 
übrigen Bundesgebiets zurückgeblieben. Auf Grund 
i des Bundestagsbeschlusses vom 2. Juli t953 — Bun- 

destagsdrucksache Nr. 4467 der 1. Wahlperiode — 
und des Kabinettsbeschlusses vom 19. August 1953 
soll daher im Rahmen weiterer verstärkter Hilfs- 
! maßnahmen eine Frachthilfe an die Gewerbe- ' 
betriebe der Zonenrandgebiete für den Bezug wich- 
tiger Grundstoffe und den Versand von Fertig- 
produkten gewährt werden. Die Länder stellen 
el^enfalls 2 500 000, — DM für diesen Zweck bereit. 

*) 1100 000, — Zahlungen für die in der Schweiz eingezogenen 
deutschen Vermögen nach dem Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft vom 26. August 1952 

j Zahlung des Veräußerungserlöses an die Berechtig- 
1 ten des in der Schweiz eingezogenen deutschen 
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noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

I Eigentums, wozu der Bund auf Grund des Art. 9 
des Abkommens (ratifiziert durch Gesetz vom 
j 7. März 1953 — Bundesgesetzbl. II S. 15 — ) ver- 
I pflichtet ist. 


hinter 
Tit. 961 


*) 60 000,— 


6003 ^ 360 000,— 67 500,— 

153 : ./■ 1 711,05 (Vorgriff) 

358 288,95 


! 



Betriebsmitteldarlehen an die Treuhand-Abwick- 
lungsgesellschaft mbH., Frankfurt (Main) 

Zur Übernahme und Restabwicklung des „Amerika- 
Geschäfts“ der Steg ist der Gesellschaftsmantel 
„Neue Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH.“ 
in Berlin vom Bund übernommen und in „Treu- 
hand-Ab Wicklungs-Gesellschaft mbH.“ (Treuag) in 
Frankfurt (Main) umgegründet worden. Zur ersten 
Ausstattung mit Betriebsmitteln wird der Treuag 
ein Betriebsmittel-Darlehen in Höhe von 60 000 DM 
zur Verfügung gestellt, das von der Treuag spä- 
testens bis zum 31. März 1954 zurückzuzahlen ist. 
Das Darlehen ist mit 2 v. H. über dem Diskontsatz 
der Landeszentralbank, der z. Z. 3 V 2 v. H. beträgt, 
zu verzinsen. 


Beihilfen und Unterstützungen 


Mehrbedarf an Haushaltsmitteln für Beihilfen in 
Notfällen für Versorgungsempfänger, bedingt 
durch die normale Zunahme der Empfängerzahl 
und insbesondere durch die Auswirkungen der ge- 
änderten Beihilfegrundsätze (B.Gr.) in der Fassung 
des Erlasses vom 10. April 1953 


I B — BA 1605 — 32/53 
I A— - P 1820 — 5/53 


(MinBlFin. S. 308). 


Bei der Veranschlagung der Mittel für das Rech- 
nungsjahr 1953 konnte die Mehrausgabe nicht mehr 
berücksichtigt werden, weil der Haushalt für 1953 
bereits fertiggestellt war. 


Summe Epl. 60 67 227 500, — 
Insgesamt: 81 098 150, — 
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Wie hoch nach Abzug möglicher Einsparungen der Haushalt 1953 zusätzlich belastet bleibt, zeigt 
folgende Aufstellung: 


E.P1. 

i 

Bezeichnung 

Überplan- 

mäßige 

Ausgaben 

; DM 

j Außerplan- 
j mäßige 

Ausgaben 

DM 

|Es sind durch 
: Mehreinnah- 
men oder Ein- 
sparungen 
! gedeckt 

DM 

: Bleibt zusätz- 
liche Belastung 
des Haushalts 
1953 

DM 

1 

02 

1 

Deutscher Bundestag 

13 000— i 

10 000,— 


23 000,— 

04 

Bundeskanzler und 
Bundeskanzleramt 

140 100,— 


i 1 

140 100,— 


05 

Auswärtiges Amt 

604 200,— 

200 000,— 

804 200,— 

1 — 

06 ^ 

Bundesm. d. Innern 

537 700 — 

— 

537 700,— 

— 

07 ' 

Bundesm. d. Justiz 

98 000,— 

— 

98 000,— 

— 

08 

Bundesm. d, Finanzen 

434 000,— 

369 950,— 

753 950,— 

1 50 000,— 

09 

1 Bundesm. f. Wirtschaft 

228 700,— ; 

386 700,— 

415 400,— 

1 200 000,— 

10 

Bundesm. f. Ernährung usw. 

61 500,— 

170 000,— 

75 000,— 

1 156 500,— 

11 

Bundesm. f. Arbeit 

22 000,— 

— 

— 

22 000,— 

12 

; Bundesm. f. Verkehr 

8 671 700,— 1 

1 500 000,— 

i 10 119 500,— 

52 200,— 
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; Bundesrechnungshof 

112 000,— 

— 

— 

112 000,— 

25 

Bundesm, f. Wohnungsbau 

39 100,— 

— 

39 100,— 

— 

26 

Bundesm. f. Vertriebene usw. 

10 000,— 





10 000,— 

32 

^ Bundesschuld 

147 000,— 



■ 147 000,— 

— 

40 

j Soziale Kriegsfolge- 
' Leistungen 


115 000,— 

1 115 000,— 


60 

Allgemeine Finanzverw. 

60 067 500,— 

7 160 000,— 

' 60 067 500,— 

7 160 000,— 

1 

insgesamt: 

71 186 500,— i 
’ 1 

9 911 650,— 

73 312 450,— 

1 7 785 700,— 


81 098 150,— 
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